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Deutsche Effecten- und Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG, Jena 

- ISIN: DE0008041005 / WKN: 804100 - 
 
 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
 
 
Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Donnerstag, den 05. September 2024, um  
10:00 Uhr, im Hotel Dorint Esplanade, Carl-Zeiß-Platz 4, 07743 Jena, stattfindenden 
ordentlichen Hauptversammlung ein. Die Hauptversammlung wird mit physischer Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten. 
 
Tagesordnung und Beschlussvorschläge 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses nebst Anhang und Lagebericht 

per 31. Dezember 2023 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das am  
31. Dezember 2023 endende Geschäftsjahr 
 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine 
Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahresabschluss bereits am 11. April 2024 gemäß § 172 AktG gebilligt hat und der 
Jahresabschluss damit festgestellt ist.  

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgenden Mitgliedern des Vorstandes für 
das zum 31. Dezember 2023 endende Geschäftsjahr 2023 jeweils Entlastung zu erteilen. Es 
ist beabsichtigt, die Hauptversammlung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands im 
Wege der Einzelentlastung abstimmen zu lassen: 
 
 1) Bertram Köhler 
 2) Marco Scheidler 

 
3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für 
ihre jeweilige Amtszeit in dem zum 31. Dezember 2023 endende Geschäftsjahr jeweils 
Entlastung zu erteilen. Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung über die Entlastung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der Einzelentlastung abstimmen zu lassen: 
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 1) Jörg Ohlsen 
 2) Rolf Ackermann 
 3) Henning Soltau  
  

 
4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2024 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Morison Köln AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft zum Abschlussprüfer der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 
2024 zu wählen. 
 
Die Morison Köln AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft ist seit 
dem Jahr 2009 der Abschlussprüfer der Gesellschaft. Bis zur Prüfung des Jahresabschlusses 
der Gesellschaft für das Geschäftsjahrs 2017 war Herr Dipl.-Kfm. Gert Nacken, 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, der kanzleiintern verantwortliche Prüfer. Im zehnten Jahr der 
Prüfung durch die Morison Köln AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft erfolgte für drei weitere Geschäftsjahre ein kanzleiinterner 
Wechsel der Verantwortlichkeit zu Herrn Dipl.-Kfm. Christoph Hillebrand, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater. Seit dem Geschäftsjahr 2021 ist Herr Martin Kowol LL.M., Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater, der für die Gesellschaft kanzleiintern verantwortliche Abschlussprüfer. 
 
Die Empfehlung des Aufsichtsrats ist frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte und 
dem Aufsichtsrat wurde auch keine Klausel der in Art. 16 Abs. 6 der EU-
Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung 
bei Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 
2005/909/EG der Kommission) auferlegt. 
 
5. Beschlussfassung über die Nachwahlen eines Mitglieds des Aufsichtsrats 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95 Satz 1, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG 
i.V.m. § 11 Abs. 1 der Satzung aus drei Mitgliedern zusammen, die durch die 
Hauptversammlung gewählt werden. Nachdem Herr Henning Soltau sein Aufsichtsratsmandat 
mit Wirkung zum 31. Dezember 2023 niedergelegt hatte, hat das zuständige Registergericht 
auf Antrag der Gesellschaft mit Beschluss vom 18. Dezember 2023 zunächst Herrn Dipl.-
Bankbetriebswirt Dieter Ulrich bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 2024 
als neues Aufsichtsratsmitglied bestellt. Damit ist nun die Nachwahl eines Mitglieds des 
Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung erforderlich. Die Nachwahl erfolgt gemäß § 11 
Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden 
Mitglieds (Herrn Henning Soltau). 
 
§ 96 Abs. 2 AktG, wonach der Aufsichtsrat zu mindestens 30 Prozent aus Frauen und zu 
mindestens 30 Prozent aus Männern zusammenzusetzen ist, gilt für die Gesellschaft nicht, da 
es sich bei der Gesellschaft weder um eine börsennotierte Gesellschaft im Sinne von § 3 Abs. 
2 AktG handelt, noch das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder 
das Mitbestimmungsergänzungsgesetz für die Gesellschaft gilt.  
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Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Dipl.-Bankbetriebswirt Dieter Ulrich mit Wirkung zum Ablauf 
der Hauptversammlung am 05. September 2024 bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2026 entscheidet, zum Mitglied des Aufsichtsrats 
der Gesellschaft zu wählen. Weitere Informationen zu Herrn Dipl.-Bankbetriebswirt Dieter 
Ulrich, insbesondere seinen Lebenslauf, finden Sie über die Internetseite der Gesellschaft 
unter https://dewb.de/investor-relations/ unter der Rubrik „Hauptversammlungen“.  
 
Die Hauptversammlung ist an den Wahlvorschlag des Aufsichtsrats nicht gebunden. 
 
6.  Beschlussfassung über die Änderung der Satzung  
 
 a)  Änderung von § 15 Abs. 2 der Satzung 
  
  Nach § 15 Abs. 1 der Satzung müssen sich die Aktionäre, um an der 

Hauptversammlung teilnehmen, das Stimmrecht ausüben oder Anträge stellen zu 
können, vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft anmelden und ihre 
Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts nachweisen. Der Nachweis der Berechtigung hat sich dabei gemäß § 
15 Abs. 2 der Satzung auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der 
Hauptversammlung zu beziehen, womit die Satzung den Wortlaut von § 123 Abs. 4 
Satz 2 AktG a.F. abbildet. 

  
  Durch das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 

(Zukunftsfinanzierungsgesetz, BGBl. I 2023, Nr. 354) wurde § 123 Abs. 4 Satz 2 
AktG zur Angleichung an europarechtliche Vorgaben insoweit geändert, als sich der 
Nachweis nunmehr auf den „Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Versammlung 
zu beziehen“ hat. Eine materielle Änderung der Frist ist hiermit nicht verbunden, 
dennoch soll § 15 Abs. 2 der Satzung an den geänderten Gesetzeswortlaut 
angepasst werden. 

 
  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
  „In § 15 Abs. 2 der Satzung werden die Wörter „Beginn des einundzwanzigsten“ 

durch die Wörter „Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten“ ersetzt. 
  
 b)  Änderung des im Beschluss der Hauptversammlung vom 09. Juni 2022 

(Tagesordnungspunkt 8b) bzgl. der Schaffung des Genehmigtes Kapitals 2022 
enthaltenen Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und entsprechende 
Anpassung von § 4 Abs. 5 der Satzung 

    
  Die Hauptversammlung vom 09. Juni 2022 hat ein Genehmigtes Kapital geschaffen, 

das den Vorstand ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 8.375.000,00 Euro zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Von dieser Ermächtigung ist bislang kein 
Gebrauch gemacht worden. Die Ermächtigung läuft noch bis zum 08. Juni 2027. 

 
  Mit Wirkung zum 15. Dezember 2023 hat der Gesetzgeber durch das 

Zukunftsfinanzierungsgesetz die Regelung in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zum 
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„vereinfachten Bezugsrechtsausschluss“ geändert. Bislang war ein vereinfachter 
Bezugsrechtsausschluss in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals möglich. 
Infolge der gesetzlichen Änderung ist nunmehr ein vereinfachter 
Bezugsrechtsausschluss in Höhe von bis zu 20 % des Grundkapitals möglich. 
Dadurch sollen ausweislich der Begründung der Bundesregierung zum Entwurf des 
Zukunftsfinanzierungsgesetzes (vgl. BT-Drucks. 20/8292, Seite 114) 
Kapitalerhöhungen erleichtert werden. Vor diesem Hintergrund und um auch für die 
kommenden Jahre die Flexibilität bei der Eigenkapitalfinanzierung zu bewahren, soll 
die bisherige Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 
dahingehend angepasst werden, dass ein vereinfachter Bezugsrechtsausschluss 
bis zu 20 % des Grundkapitals möglich ist. 

 
  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

 aa)  „Die im Beschluss der Hauptversammlung vom 09. Juni 2022 über die 
Schaffung des Genehmigtes Kapitals 2022 (Tagesordnungspunkt 8b) 
enthaltene Ermächtigung des Vorstandes mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen 
auszuschließen, wird wie folgt neugefasst: 

 
„Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 
- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;  
 
- soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. 
entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten ein Bezugsrecht in dem 
Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. 
Erfüllung dieser Pflichten zustünden,  

 
- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des (auch 
mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 
auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 
gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften;  

 
- bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits im Basic Board der Frankfurter 
Wertpapierbörse notierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich 
unterschreitet und der rechnerisch auf die gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
gegen Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt 20 % des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung nicht überschreitet. Auf diese Begrenzung auf 20 % des 
Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder 
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entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert werden und die (ii) aufgrund einer während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begebenen Wandel- bzw. 
Optionsschuldverschreibung auszugeben oder zu gewähren sind.  

 
 Auf die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
ausgegebenen Aktien darf rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von 
insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung entfallen. Auf diese Grenze werden 
Aktien angerechnet, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden und die  
(ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden 
bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die 
Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 

 
 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 
Kapital 2022 festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von  
§ 4 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 5 der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022 oder 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung anzupassen.“ 

 
 bb)  „In § 4 Abs. 5 der Satzung werden die Wörter „10 % des Grundkapitals“ jeweils 

durch die Wörter „20 % des Grundkapitals“ ersetzt.“ 
 
 c) Einfügung eines § 14 Abs. 4 der Satzung 
  
  Das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von 

Aktiengesellschaften und Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und 
restrukturierungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Juli 2022 (Bundesgesetzblatt I  
Nr. 27 vom 26. Juli 2022, S. 1166 ff.) hat den deutschen Aktiengesellschaften die 
gleichwertig neben der reinen Präsenzhauptversammlung und der hybriden 
Hauptversammlung nach § 118 AktG stehende Option eröffnet, auch zukünftig 
Hauptversammlungen ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abzuhalten (sogenannte virtuelle 
Hauptversammlung, § 118a AktG). Nach § 118a Abs. 1 S. 1 AktG kann die Satzung 
vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen, vorzusehen, virtuelle 
Hauptversammlungen abzuhalten. Nach § 118a Abs. 5 AktG ist eine solche 
Regelung für einen Zeitraum von längstens fünf Jahren nach ihrer Eintragung in das 
Handelsregister zulässig. 
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  In die Satzung der Gesellschaft soll eine Ermächtigung an den Vorstand 
aufgenommen werden, vorzusehen, dass die Hauptversammlung der Gesellschaft 
als virtuelle Hauptversammlung nach § 118a AktG abgehalten wird. Denn der 
Vorstand und der Aufsichtsrat sind der Überzeugung, dass sich das Format der 
virtuellen Hauptversammlung in den zurückliegenden Jahren, in denen die jeweilige 
Hauptversammlung auf Basis der COVID19-Notfallgesetzgebung ebenfalls virtuell 
durchgeführt wurde, grundsätzlich bewährt hat. Durch die zwingenden Regelungen 
in § 118a AktG wurden die Rechte der Aktionäre im Vergleich zu den nach der 
COVID19-Notfallgesetzgebung durchgeführten virtuellen Hauptversammlungen 
deutlich erweitert. Sie entsprechen nunmehr weitestgehend den Rechten, die den 
Aktionären in der Präsenzversammlung zustehen. So ist dafür Sorge zu tragen, 
dass während der virtuellen Hauptversammlung ein direkter Austausch zwischen 
den Aktionären und der Verwaltung im Wege der Videokommunikation stattfinden 
kann. Zudem ist den Aktionären während der virtuellen Hauptversammlung ein 
Antrags- und Wahlvorschlagsrecht, ein Rederecht und ein Auskunftsrecht 
einzuräumen. 

 
  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Ermächtigung auf fünf Jahre zu 

befristen, also die gesetzliche Höchstfrist auszuschöpfen. Nach Ablauf dieses 
Ermächtigungszeitraums können die Aktionäre dann unter Berücksichtigung der bis 
dahin gewonnenen Erfahrungen mit der virtuellen Hauptversammlung nach § 118a 
AktG über die Fortführung der Ermächtigung entscheiden. Ungeachtet dessen wird 
der Vorstand für jede künftige Hauptversammlung unter Berücksichtigung der 
konkreten Umstände des jeweiligen Einzelfalls zu entscheiden haben, ob von der 
Ermächtigung Gebrauch gemacht wird. Dabei werden unter anderem die konkreten 
Formate der Hauptversammlungen und die jeweiligen Gegenstände der 
Tagesordnung, das Ziel einer möglichst breiten Beteiligung, die angemessene 
Wahrung der Aktionärsrechte und der weiteren Interessen der Aktionäre, Aspekte 
des Gesundheitsschutzes der Beteiligten sowie Wirtschaftlichkeits- und 
Nachhaltigkeitsaspekte zu berücksichtigen sein. 

 
  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  
   
  § 14 der Satzung wird um folgenden Abs. 4 ergänzt:  

  
 „(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die 
Ermächtigung gilt für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Eintragung der 
Ergänzung von § 14 durch diesen Absatz 4 in das Handelsregister. Der Vorstand ist 
auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren der virtuellen Hauptversammlung 
zu treffen. Diese Bestimmungen sind jeweils mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt zu machen.“ 
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Bericht des Vorstands zu Punkt 6b der Tagesordnung  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 6b) 
vor, die im Beschluss der Hauptversammlung vom 09. Juni 2022 über die Schaffung des 
Genehmigten Kapitals 2022 (Tagesordnungspunkt 8b) enthaltene Ermächtigung des 
Vorstandes mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei 
Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, dahingehend anzupassen, dass ein 
vereinfachter Bezugsrechtsausschluss künftig bis zu 20 % des Grundkapitals, statt nur bis zu 
10 % des Grundkapitals möglich ist.  
 
Hintergrund ist, dass der Gesetzgeber mit Wirkung zum 15. Dezember 2023 durch das 
Zukunftsfinanzierungsgesetz die Regelung in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zum „vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss“ geändert hat. Bislang war ein vereinfachter 
Bezugsrechtsausschluss in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals möglich. Infolge der 
gesetzlichen Änderung ist nunmehr ein vereinfachter Bezugsrechtsausschluss in Höhe von 
bis zu 20 % des Grundkapitals möglich. Dadurch sollen ausweislich der Begründung der 
Bundesregierung zum Entwurf des Zukunftsfinanzierungsgesetzes (vgl. BT-Drucks. 20/8292, 
Seite 114) Kapitalerhöhungen erleichtert und Deutschland als Wirtschaftsstandort 
insbesondere für Wachstumsunternehmen attraktiver gemacht werden. Hintergrund ist, dass 
die Praxis die bisherige 10 %-Schwelle für den Ausschluss des Bezugsrechts bei 
Kapitalerhöhungen für zu niedrig gehalten hat. Insbesondere bei Wachstumsunternehmen sei 
die Grenze von 10 Prozent zu niedrig, um dem hohen Finanzierungsbedarf gerecht zu werden 
(vgl. BT-Drucks. 20/8292, Seite 114). Die neue Grenze von 20 % führt außerdem zu einer 
Harmonisierung mit dem Europarecht. In diesem Umfang besteht bei derartigen 
Kapitalerhöhungen bereits eine Befreiung von der europäischen Prospektpflicht (Artikel 1 
Absatz 5 Buchstabe A der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren 
oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG, Prospekt-VO). Auch sieht das französische Recht 
die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschuss bis zu 20 % des Grundkapitals vor (Code de 
Commerce Article L225-136 Nr. 2). 
 
Um diese Gestaltungsmöglichkeiten zu berücksichtigen, soll die Ermächtigung des 
Vorstandes, mit Zustimmung des Aufsichtsrates, zum vereinfachten Bezugsrechtsauschluss 
entsprechend angepasst werden. Damit soll dem Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
die Möglichkeit gegeben werden, die Eigenkapitalbasis der Gesellschaft den jeweiligen 
Erfordernissen anzupassen. Entsprechende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum 
Bezugsrechtsausschluss sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem 
Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 (mit oder ohne 
Bezugsrechtsausschluss) im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Darüber 
hinaus wird der Vorstand der Hauptversammlung über jede (teilweise oder vollständige) 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 (mit oder ohne Bezugsrechtsausschluss) 
berichten. 
 
Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hinblick auf 
bis zu 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits im Basic Board der Frankfurter Wertpapierbörse notierten 
Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf die  
20 %-Beschränkung sind andere Fälle des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses 
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anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, das Bezugsrecht der 
Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 20 % des Grundkapitals nicht 
übersteigen, ausschließen zu können, ermöglicht es der Gesellschaft, Marktchancen schnell 
und flexibel zu nutzen und einen Kapitalbedarf kurzfristig zu decken. Neue Aktien sollen zum 
Beispiel an einen oder mehrere institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer 
Investorenkreise ausgegeben werden können. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird 
eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht, so dass der bei Bezugsrechtsemissionen 
übliche Abschlag entfällt.  

 
Bei dem vereinfachten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich 
vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. 
Durch die Beschränkung auf 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung 
der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis der Aktionäre im 
Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung berücksichtigt. Aktionäre, die 
ihre Beteiligungsquote beibehalten wollen, können durch Zukäufe über die Börse die 
Reduzierung ihrer Beteiligungsquote verhindern. Im Falle des vereinfachten 
Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits im Basic Board der Frankfurter Wertpapierbörse notierten Aktien der 
Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Damit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre 
hinsichtlich einer wertmäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch 
diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am Börsenpreis der bereits im Basic Board der 
Frankfurter Wertpapierbörse notierten Aktien der Gesellschaft wird sichergestellt, dass der 
Wert des Bezugsrechts für die neuen Aktien sich praktisch der Nullmarke nähert. 
 
 
Weitere Angaben und Hinweise  
 
1. Ausgelegte Unterlagen, Veröffentlichung im Internet  
 
Vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung an liegen folgende Unterlagen in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft (Semmelweisstraße 4, 07743 Jena) und während der 
Hauptversammlung zur Einsicht durch die Aktionäre aus:  
 
-  der festgestellte Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2023;  
-  der Lagebericht der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2023;  
-  der Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023; 
 
Auf Verlangen erteilt die Gesellschaft den Aktionären unverzüglich und kostenfrei Abschriften 
der vorgenannten Unterlagen.  
 
Diese Einberufung einschließlich der Tagesordnung sowie die vorgenannten Unterlagen sind 
auch im Internet unter https://dewb.de/investor-relations/ unter Hauptversammlungen 
veröffentlicht. 
 
2. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  
 
Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 
Gesellschaft 16.750.000,00 EUR und ist eingeteilt in 16.750.000 auf den Inhaber lautende 
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Stückaktien, die gemäß § 18 Abs. 1 der Satzung in der Hauptversammlung jeweils eine 
Stimme gewähren. 
 
3. Teilnahmevoraussetzungen 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 15 
der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung unter 
Wahrung der Textform (§ 126b BGB) oder auf elektronischem Weg angemeldet und ihren 
Aktienbesitz nachgewiesen haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der folgenden 
Adresse spätestens bis zum Ablauf des siebten Tages vor dem Tag der Hauptversammlung 
(also bis zum 29. August 2024, 24:00 Uhr) zugehen: 
 
Deutsche Effecten- und Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG 
c/o GFEI Aktiengesellschaft  
Ostergrube 11, 30559 Hannover  
E-Mail: hv@gfei.de  
 
Als Nachweis des Aktienbesitzes reicht ein in Textform (§ 126b BGB) erstellter, auf den Beginn 
des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung (also bis zum 15. August 2024, 
00:00 Uhr, sog. Nachweisstichtag) sich beziehender, besonderer Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus (§ 15 Absatz 2 der Satzung). Materiell 
entspricht dieser Stichzeitpunkt unverändert der Vorgabe aus § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG, 
dessen Wortlaut an der entsprechenden Stelle jüngst durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz 
geändert worden ist, wonach sich der Nachweis auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor 
der Hauptversammlung zu beziehen hat (der genannte Nachweisstichtag entspricht dem 
Geschäftsschluss des 14. August 2024, 24:00 Uhr). 
 
Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen in deutscher oder englischer 
Sprache erfolgen.  
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung 
des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die Berechtigung zur 
Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem 
im Nachweis enthaltenen Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem 
Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit der Aktien einher. Auch im Fall 
der vollständigen oder teilweisen Veräußerung der Aktien nach dem Nachweisstichtag ist für 
die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem 
Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den 
Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach 
dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und 
erst danach Aktionär werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt. Der 
Nachweisstichtag ist im Übrigen kein relevantes Datum für die Dividendenberechtigung. 
 
Nach Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den 
Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt 
der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung des 
Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
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4.  Stimmrechtsvertretung, Anträge und Wahlvorschläge, Auskunftsrecht 
 
Unsere Aktionäre haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht selbst oder durch Bevollmächtigte,  
z. B. durch ein Kreditinstitut oder durch eine Vereinigung von Aktionären, auszuüben. Auch in 
diesem Fall ist jedoch für eine rechtzeitige Anmeldung durch den Aktionär oder den 
Bevollmächtigten Sorge zu tragen. 
 
Die Erteilung der Vollmacht (einschließlich derer für den Stimmrechtsvertreter), ihr Widerruf 
und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 
Absatz 3 Satz 3 AktG der Textform (§ 126b BGB), wenn weder ein Kreditinstitut noch eine 
Aktionärsvereinigung noch eine andere, mit diesen gemäß den aktienrechtlichen 
Bestimmungen gleichgestellte Person oder Institution, bevollmächtigt wird. Für die 
Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder anderen, mit diesen 
gemäß den aktienrechtlichen Bestimmungen gleichgestellten Personen oder Institutionen 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Wir weisen darauf hin, dass 
in diesen Fällen die zu bevollmächtigenden Institutionen oder Personen möglicherweise eine 
besondere Form der Vollmacht verlangen, weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht 
nachprüfbar festhalten müssen. Bitte stimmen Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine 
Aktionärsvereinigung oder eine andere, mit diesen gemäß den aktienrechtlichen 
Bestimmungen gleichgestellte Person oder Institution bevollmächtigen wollen, mit diesen 
Institutionen oder Personen über eine mögliche Form der Vollmacht ab.  
 
Wie in den Vorjahren bieten wir unseren Aktionären an, den von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu 
bevollmächtigen. Die Gesellschaft wird hierzu einen Stimmrechtsvertreter benennen. 
 
Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen 
möchten, müssen diesem in jedem Fall Weisungen in Textform (§ 126b BGB) für die 
Ausübung des Stimmrechts erteilen. Hierzu können sie das vorbereitete Weisungsformular 
nutzen. Die vollständig ausgefüllten und unterschriebenen Vollmachten und Weisungen sind 
zusammen mit der Eintrittskarte bis spätestens 04. September 2024, 24:00 Uhr (Eingang bei 
der Gesellschaft) an die folgende Anschrift zu senden: 
 
Deutsche Effecten- und Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG 
c/o GFEI Aktiengesellschaft  
Ostergrube 11, 30559 Hannover  
E-Mail: hv@gfei.de  
 
Formulare für die Vollmachten und Weisungen für den Stimmrechtsvertreter können bei der 
Gesellschaft angefordert werden bzw. stehen im Internet unter https://dewb.de/investor-
relations/ unter Hauptversammlungen zum Download bereit. 
 
Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung gemäß § 126 Abs. 1 AktG oder Vorschläge zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG sind an 
nachstehende Adresse zu richten:  
 
Deutsche Effecten- und Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG  
Semmelweisstraße 4, 07743 Jena  
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per E-Mail an ir@dewb.de.  
 
Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge zu Punkten der Tagesordnung einschließlich des 
Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung 
werden auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.dewb.de im Bereich  
„Investor Relations/Hauptversammlungen“ unverzüglich zugänglich gemacht, wenn diese 
Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge zu Punkten der Tagesordnung einschließlich der 
Begründung mindestens vierzehn Tage vor dem Tag der Hauptversammlung (also bis zum 
21. August 2024, 24:00 Uhr), der Gesellschaft unter der vorstehend angegebenen Adresse 
zugegangen sind. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. Von einer 
Veröffentlichung eines Gegenantrags kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG 
genannten Voraussetzungen absehen, etwa weil der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder 
satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde oder die Begründung eines 
Gegenantrags insgesamt mehr als 5.000 Zeichen umfasst. 
 
Das Recht eines jeden Aktionärs, in der Hauptversammlung Gegenanträge zu den 
verschiedenen Tagesordnungspunkten oder Wahlvorschläge auch ohne vorherige und 
fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, auch wenn sie der 
Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt wurden, nur dann zur Abstimmung gelangen 
können, wenn sie während der Hauptversammlung gestellt werden. 
 
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter gemäß § 131 Abs. 1 
AktG vom Vorstand Auskunft verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft sowie die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen, 
soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist. Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im 
Rahmen der Aussprache zu stellen. Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der 
Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen. 
 
 
Hinweis zum Datenschutz 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung  
 
Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechts ist die Gesellschaft (Deutsche Effecten- und 
Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG, Semmelweisstraße 4, 07743 Jena). Sie erreichen die 
Gesellschaft unter:  
info@dewb.de. 
 
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
 
Die Gesellschaft verarbeitet als Verantwortlicher personenbezogene Daten ihrer Aktionäre 
und deren Stimmrechtsvertreter (Name, Geburtsdatum, Anschrift, Sitz/Wohnort, Aktienanzahl, 
Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Nummer der Eintrittskarte), um ihren gesetzlichen 
Pflichten nachzukommen und den Aktionären die Teilnahme an der Hauptversammlung und 
die Ausübung ihrer Rechte zu ermöglichen. Diese Daten erhält die Gesellschaft von GFEI 
Aktiengesellschaft. Die Datenverarbeitung ist für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
zwingend erforderlich.  
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Daneben verwendet die Gesellschaft Ihre Daten ggf. zu Zwecken, die mit diesen Zwecken 
vereinbar sind (insbesondere zur Erstellung von Statistiken, z.B. für die Darstellung der 
Aktionärsentwicklung, die Anzahl der Transaktionen oder für Übersichten der größten 
Aktionäre). Darüber hinaus verarbeitet die Gesellschaft Ihre personenbezogenen Daten auch 
zur Erfüllung weiterer gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben 
sowie aktien-, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten, soweit diese 
anwendbar sind. 
 
In Einzelfällen kann die Gesellschaft Ihre Daten auch zur Wahrung der berechtigten Interessen 
der Gesellschaft oder eines Dritten nach Art. 6 Abs.1 f) DSGVO verarbeiten. Das ist z. B. der 
Fall, wenn die Gesellschaft bei Kapitalerhöhungen einzelne Aktionäre oder Gruppen von 
Aktionären aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Wohnsitzes von der Information über 
Bezugsangebote ausnehmen müssen, um Rechtsvorschriften bestimmter Länder nicht zu 
verletzen.  
 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1c und Abs. 4 DSGVO.  
 
3. Empfänger personenbezogener Daten  
 
Die Gesellschaft bedient sich externer Dienstleister für die Ausrichtung der Hauptversammlung 
und wird diesen zur Erfüllung ihrer Tätigkeiten, soweit erforderlich, auch personenbezogene 
Daten zugänglich machen. Die Dienstleister dürfen die personenbezogenen Daten 
ausschließlich im Auftrag der Gesellschaft und nicht zu eigenen Zwecken verarbeiten und 
müssen die Daten vertraulich behandeln.  
 
Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 
der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 
Teilnehmerverzeichnis über Sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 
bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw.  
-wahlvorschlägen werden Ihre personenbezogenen Daten veröffentlicht. 
 
Im Rahmen von gesetzlich vorgeschriebenen Mitteilungspflichten werden Ihre Daten ggf. auch 
an Behörden oder Gerichte weitergegeben. 
 
Eine Datenübermittlung in Drittländer oder an internationale Organisationen erfolgt nicht.  
 
4. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten 
 
Grundsätzlich anonymisiert oder löscht die Gesellschaft sämtliche personenbezogenen Daten, 
sobald und soweit sie für die hierin genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, es sei 
denn, gesetzliche Nachweis- und/oder Aufbewahrungspflichten (nach dem AktG, dem HGB, 
der AO oder sonstigen Rechtsvorschriften) verpflichten die Gesellschaft zu einer weiteren 
Speicherung. Die oben genannten Daten im Zusammenhang mit Hauptversammlungen 
werden (vorbehaltlich spezieller rechtlicher Anforderungen) regelmäßig nach drei Jahren 
gelöscht. 
 
Soweit handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten anwendbar sein sollten, 
müssen die Daten regelmäßig noch zehn Jahre aufbewahrt werden. Darüber hinaus bewahren 
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wir personenbezogene Daten nur in Einzelfällen auf, wenn das im Zusammenhang mit 
Ansprüchen, die gegen die Gesellschaft oder seitens der Gesellschaft geltend gemacht 
werden, erforderlich ist (gesetzliche Verjährungsfristen von bis zu dreißig Jahren) 
 
5. Ihre Rechte nach dem Datenschutzrecht 
 
Ihnen steht bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen das Recht auf Auskunft 
nach Art. 15 DSGVO, auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, auf Löschung nach Art. 17 
DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO, das Recht auf 
Widerspruch nach Art. 21 DSGVO sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 
DSGVO zu. Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei der zuständigen 
Datenschutzaufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO.  
 
 
 
 

Jena, im Juli 2024 
 
 

Deutsche Effecten- und Wechsel-Beteiligungsgesellschaft AG 
(Der Vorstand) 

 


